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Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 2921.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 23. September 1847., betreffend die Aufnahme 
der Taxen derjenigen adeligen Guͤter im Großherzogthume Poſen, welche 
weder zum Verbande des Poſenſchen, noch des Weſtpreußiſchen Kredit⸗ 
Syſtems gehoͤren. È 


Auf Ihren Antrag vom 15. v. M. beſtimme Ich, unter Aufhebung des 
Befehls vom 29. September 1835., daß die Taxen derjenigen adeligen Guͤter 
im Großherzogthume Poſen, welche weder zum Verbande des Poſenſchen, 
noch des Weſipreußiſchen Kreditſyſtems gehören, kuͤnftig durch einen von der 
Generalkommiſſion zu Poſen zu ernennenden Spezialkommiſſarius, ohne Mit⸗ 
wirkung eines gerichtlichen Kommiſſarius, nach den Taxationsgrundſaͤtzen des 
Poſenſchen Kreditſyſtems aufgenommen und durch die Generalkommiſſion revi⸗ 
dirt, feftgeftellt und ausgefertigt werden follen. 

Dieſe Beſtimmung, mit deren Ausfuͤhrung Ich Sie beauftrage, iſt durch 
die Geſetzſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Bruͤhl, den 23. September 1847. 


LA Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh und Uhden. 
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Ausgegeben gu Berlin den 25. Januar 1848, 


aha 


(Nr. 2922.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 10. November 1847., betreffend das bei Kuͤn— 
digung der vierprozentigen Poſener Pfandbriefe zu beobachtende Ver— 
fahren. 


Au Ihren Bericht vom 10. v. M. beſtimme Ich hierdurch: 

1) Daß vom 2. Januar 1848. an bei allen von dem Kreditinſtitut des 
Großherzogthums Poſen ausgehenden Kuͤndigungen der vierprozentigen 
Poſener Pfandbriefe zur Einloͤſung gegen baares Geld oder gegen an⸗ 
dere Pfandbriefe — nach SS. 10. und 41. der Kreditordnung vom 15. 
Dezember 1821. — dasjenige Verfahren ſtattfinden ſoll, welches durch den 
§. 13. Art. 1 — 4. und 7. der Verordnung vom 15. April 1842. we⸗ 
en Erweiterung des Poſenſchen landſchaftlichen Kreditvereins (Geſetz⸗ 
Be S. 183.) fuͤr die Kuͤndigung der drei und einhalbprozen- 
tigen Pfandbriefe vorgeſchrieben ift. ; 

2) Die nach dem bisher üblichen Verfahren bereits gekuͤndigten und bis 
zum 2. Januar 1848. nicht eingelieferten vierprozentigen Pfandbriefe 
werden auf Koſten der Landſchaft mittelſt des im Art. 1. des H. 13. 
der Verordnung vom 15. April 1842. bezeichneten Verfahrens zweimal 
von vier zu vier Wochen und zwar zum zweitenmale ſpaͤteſtens am 
1. April 1848. unter der im Art. 4. des $. 13. am ‚angeführten Orte 
vorgeſchriebenen Verwarnung zur Erhebung des Kapitals am naͤchſten 
Zinstermine aufgeboten. ; 2 7 : 

Gegen diejenigen Pfandbriefsinhaber, welche die alfo gekuͤndigten Pfandbriefe 
auch zu dieſem Termine nicht eingeliefert haben, ſetzt die General⸗Landſchafts⸗ 
Direktion die Praͤkluſion mit dem Realrechte auf die im Pfandbriefe ausge⸗ 
druͤckte Spezialhypothek in Gemaͤßheit des Art. 4. $. 13. am angefuͤhrten 
Orte feſt 


Dieſer Mein Befehl iſt durch die Gefekfammlung zur Öffentlichen Kennt⸗ 


niß zu bringen. 
Sangfouci, den 10. November 1847. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Bodelſchwingh und Uh den. 


(Nr. 2923.) 
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(Nr. 2923.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 10. Dezember 1847., betreffend die Auflöfung 
des Kuratoriums für die Krankenhaus- und Thierarzneiſchul-Angelegen— 
heiten und die unmittelbare Unterordnung der Thierarzneiſchule unter das 

Miniſterium der Medizinalangelegenheiten. 


Au Ihren Bericht vom 12. v. M. beſtimme Ich, daß mit dem 1. Jannar 
1848. das Kuratorium für die Krankenhaus: und Thierarzneiſchul⸗Angelegen⸗ 
heiten aufgelöft und die Direktion der Thierarzneiſchule, wie dies hinſichtlich 
des Charitékrankenhauſes und ſeiner Nebeninſtitute bereits durch Meinen Be⸗ 
fehl vom 17. April v. J. angeordnet worden iſt, unmittelbar dem Miniſterium 
der Medizinalangelegenheiten untergeordnet werde. ì 

Indem Ich von eben jenem Zeitpunkt ab die entgegenftehenden Beftim- 
mungen des Regulativs vom 24. Juni 1836. (Geſetzſammlung Seite 249. ff.) 
hierdurch außer Kraft ſetze, will Ich die in deſſen $. 6. dem genannten Kura⸗ 
torium auferlegte Verpflichtung zur Begutachtung veterinairärztlicher Angele⸗ 
genheiten in gleicher Weiſe und mit derſelben Wirkung auf die Direktion der 
Thierarzneiſchule uͤbertragen. 

Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 10. Dezember 1847. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Eichhorn, v. Bodelſchwingh und v. Rohr. 
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